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Für den 24. Juni um 13 Uhr ruft ein 
breites Bündnis in Bayern auf den 
Münchner Marienplatz zu einer De-
monstration gegen Arbeits- und Aus-
bildungsverbote und Abschiebungen 
auf. In einer Mitteilung dazu heißt es: 
Seit der Ankunft vieler Flüchtlinge im 
Sommer 2015 sind viele in Bewegung 
geraten. Mit großem Engagement traten 
Tausende ehrenamtliche Flüchtlingshel-
fer für eine großartige Willkommens-
kultur ein. Nun stehen Geflüchtete und 
Unterstützer vor einem Scherbenhaufen. 
Trotz großen Bemühens beim Deut-
scherwerb, bei der Suche nach Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätzen wird diese 
Arbeit von zuständigen Behörden, von 
der bayerischen Staatsregierung und 
der Bundesregierung unterlaufen. Über 
100 afghanische Männer wurden in den 
letzten Monaten von Deutschland nach 
Kabul abgeschoben. Viele der Betroffe-
nen arbeiteten jahrelang hier und waren 
bestens integriert. (…)

Die Bedrohung durch Abschiebungen 
und Arbeitsverbote wirken wie ein Fall-
beil gegen das Bemühen um Integrati-
on. Dies verurteilt die Betroffenen zum 
Nichtstun und treibt viele in eine psy-
chische Ausnahmesituation. Es ist ein 
Schlag ins Gesicht für alle Haupt- und 
Ehrenamtlichen, für Schulen und Betrie-

be. Und es hat eine enorme Vergeudung 
von Steuergeldern zur Folge. In Petitio-
nen, unzähligen Briefen und vielfältigen 
Protestaktionen in ganz Bayern wurde 
diese menschenverachtende Ausgren-
zungspolitik angeklagt und kritisiert.

Wir sagen: Es reicht! So kann es 
nicht weitergehen. (…) Wir wehren 
uns auch gegen die Trennung von 
Flüchtlingen nach einer »besseren« 
oder »schlechteren« Bleibeperspekti-
ve und wenden uns gegen diese men-
schenverachtende Politik. Wenn sich 
die Regierung nicht bewegt, müssen 
wir uns bewegen! (…)

 www.fluechtlingsrat-bayern.de

Anlässlich des G-20-Gipfels wer-
den Häftlinge aus Hamburg in andere 
Justizvollzugsanstalten verlegt. Dazu 
erklärte Martin Dolzer, justizpoliti-
scher Sprecher der Linksfraktion in 
der Hamburgischen Bürgerschaft, am 
Donnerstag:
Wie die Justizbehörde auf Anfrage der 
Linksfraktion mitteilte, sollen 80 in 
Hamburger Untersuchungshaftanstalten 
Inhaftierte während des G-20-Gipfels 
vom 19. Juni bis zum 21. Juli in Haft-
anstalten anderer Bundesländer verlegt 
werden. Es ist ein Unding und völlig un-
verhältnismäßig, dass Untersuchungsge-

fangene als Vorabmaßnahme für einen 
Monat in die Bundesländer Schleswig-
Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen und Sachsen verlegt wer-
den sollen. Durch den Transport der Ge-
fangenen und die weitere Entfernung für 
ihre Besucher verschärfen sich die Haft-
bedingungen – aus verfahrensfremden 
Gründen. Die Untersuchungshaft soll 
dazu dienen, ein geordnetes Strafver-
fahren zu gewährleisten, eine Strafe soll 
sie hingegen nicht sein. Dieser Eingriff 
in die Rechte der 80 Häftlinge zeigt 
erneut den ganzen Unsinn des Gipfels 
in einer Großstadt wie Hamburg auf. 
Warum offenbar angenommen wird, 
dass nicht nur Plätze in einer Sonder-Un-
tersuchungshaftanstalt in Hahnöfersand, 
sondern darüber hinaus auch noch wei-
tere Plätze in Anspruch genommen wer-
den müssen, ist nicht nachvollziehbar. 
Fraglich ist, welches Szenario für den 
G-20-Gipfel sich der Senat hier auf wel-
cher Grundlage ausmalt. Auch in bezug 
auf den G-8-Gipfel in Heiligendamm 
2007 haben deutsche Gerichte im Nach-
hinein in vielen Fällen entschieden, dass 
Freiheitsentziehungen unverhältnismä-
ßig waren. Diese Vorkehrungen von Se-
nat und Polizei für den G-20-Gipfel sind 
einer weltoffenen Stadt wie Hamburg 
schlicht nicht würdig.

Am Dienstag ist auch die 
vierte Verhandlungsrunde 
um einen neuen Tarifver-

trag für die 8.000 studentischen 
Beschäftigten an den Berliner 
Hochschulen ohne Ergebnis zu En-
de gegangen. Was war der Grund? 

Die Arbeitgeberseite hat kein verbesser-
tes, sondern ein im Vergleich zur drit-
ten Gesprächsrunde sogar schlechteres 
Angebot vorgelegt. Damit ist die Kluft 
zwischen den Positionen wieder größer 
geworden. Wir dachten, dass Tarifge-
spräche geführt werden, um sich anzu-
nähern.

Der Kommunale Arbeitgeberver-
band, KAV, der für die Hochschu-
len verhandelt, stellt die Sache 
anders dar … 

Wer die Grundrechenarten beherrscht, 
merkt ziemlich schnell, dass bis Jahres-
ende 2022, also bis zum Ende der vorge-
schlagenen Laufzeit, weniger herausge-
sprungen wäre als mit dem Vorgänger-
angebot. Der KAV hat zwar beim Stun-
denlohn nachgelegt, 11,42 Euro auf 12,13 
Euro sollte er steigen. Das entspräche 
dem, was die direkt für das Land Berlin 
arbeitenden studentischen Hilfskräfte 
bekommen. Allerdings sollte es damit 
erst 2018 soweit sein und nur dann, wenn 
die studentischen Beschäftigten von der 
Lohnentwicklung der Landesbeschäftig-
ten abgekoppelt bleiben.

In der dritten Gesprächsrunde 
hatten die Hochschulen noch eine 
Dynamisierung angeboten. Warum 
jetzt nicht mehr? 

Na ja, sie sagen halt, dass ihnen beides 
zu teuer ist: ein Lohnplus und eine au-
tomatische Anpassung. Legt man die 
Lohnrunde für 2017, die beschlossenen 
Erhöhungen für 2018 und danach folgen-
de Aufschläge von jährlich zwei Prozent 
plus X zugrunde, lägen wir schon im 

Jahr 2020 über den besagten 12,13 Eu-
ro. Nach dem neuen Angebot würden 
wir dann aber noch mindestens zwei 
weitere Jahre darauf sitzenbleiben. Vor 
allem rechnen die Arbeitgeber nicht mit 
ein, was sie in den zurückliegenden 16 
Jahren an uns eingespart haben. Seit der 
letzten Erhöhung 2001 sind mal eben 30 
Prozent Reallohnverlust aufgelaufen.

Das neue KAV-Angebot ist über-
dies an Gegenleistungen gekoppelt. 
Worum geht es dabei?

Sowohl tariflich als auch nach dem Ber-
liner Hochschulgesetz sind studentische 
Beschäftigte auf Tätigkeiten festgelegt, 
die überwiegend mit der Unterstützung 
von Forschung und Lehre zu tun haben. 
Real kommen sie aber praktisch überall 
zum Einsatz – in der Verwaltung, in 
Bibliotheken, im technischen Bereich – 
und halten den Laden am Laufen. Das 
ist rechtlich eine ziemlich wacklige Kon-
struktion, weil es vielfach um Arbeiten 
geht, die eigentlich von hauptberuflich 
Beschäftigten erledigt werden müssten, 
was die Hochschulen aber viel teurer 
käme. Die KVA will jetzt von uns eine 
Legitimation für diese Praxis.

Um sich juristisch abzusichern? 
Genau. Nur die von Studierenden aus-

geführten Hilfstätigkeiten sind vom 
normalen Tarifvertrag ausgenommen. 
Allerdings können sich Betroffene ju-
ristisch wehren, wenn sie glauben, ihre 
Tätigkeit falle unter den Tarifvertrag der 
Länder. Das Kalkül der Hochschulen 
geht dahin zu verhindern, dass die Leute 
weiterhin eine höhere Bezahlung ein-
klagen können. Unter den Bedingungen 
machen wir das aber nicht mit.

Hatten solche Klagen Erfolg? 
Durchaus, in Berlin, aber auch anders-
wo in Deutschland. Allerdings einigen 
sich die Hochschulen meistens außerge-
richtlich, um einer juristischen Schlappe 
vorzubeugen und keine Vorlage für mög-
liche Nachahmer zu liefern.

Die Hochschulen sagen auch, 
dass ihr Angebot weit über dem 
liegt, was Hilfskräfte woanders in 
Deutschland bekommen. Das im-
merhin stimmt … 

Da, wo es keine Tarifverträge gibt, sind 
die Bedingungen schlecht. Soll das des-
halb für uns zum Maßstab werden? Oder 
müssten nicht die anderen 15 Bundes-
länder endlich mal mit diesem tariflo-
sen Zustand für studentische Hilfskräfte 
Schluss machen? Außerdem sind die 
Zeiten, als man in Berlin noch billig 
leben konnte, lange vorbei.

Im Vorfeld der vierten Verhand-
lungsrunde hieß es, dass es danach 
richtig ernst werden könnte. Was 
passiert jetzt? 

Wir werden weiter den Druck erhöhen. 
In dieser Woche steigen die Feierlichkei-
ten zum 250. Geburtstag von Wilhelm 
von Humboldt, und am Samstag ist die 
lange Nacht der Wissenschaft. Wir sind 
null in Partylaune, und das werden wir 
uns anmerken lassen.

Ist ein Streik in Planung? 
Die Option liegt auf dem Tisch.

 Interview: Ralf Wurzbacher

»Man legte uns ein 
schlechteres Angebot vor«

Etappensieg der Angst

JU, FDP, Diekmann

Terrorgefahr hemmt NSU-Aufklärer

Kohl-Anbeter des Tages 

Helmut Kohl über alles: 
Kaum hat der Altkanzler das 
Zeitliche gesegnet, brennen 

seinen Jüngern alle Sicherungen 
durch. Staatsakt in Strasbourg, Toten-
messe im Dom zu Speyer – soll das 
alles sein? Nein, von dem »Dicken« 
muss mehr bleiben, viel mehr. Meint 
zum Beispiel Christian Jung vom 
FDP-Kreisverband Karlsruhe-Land 
und fordert, den Rhein-Übergang 
zwischen Karlsruhe und Wörth in 
»Helmut-Kohl-Bücke« umzubenen-
nen. Maxau heißt das Ding bisher, 
und so öd wie es klingt, sieht es auch 
aus. Jung juckt das nicht. Er kalauert 
mit vollem Ernst, den Verblichenen 
als »Brückenbauer« zwischen Ost 
und West, »aber auch zwischen 
Baden, der Pfalz und dem Elsass« 
würdigen zu wollen. 

Aber es geht noch mehr: Die 
Vorsitzenden der Jungen Union in 

Rheinland-Pfalz, Baden-Württem-
berg und Hessen regten dieser Tage 
im Verein mit dem ehemaligen 
Bild-Chefredakteur Kai Diekmann 
an, den Frankfurter Rhein-Main-
Airport in »Flughafen Helmut Kohl« 
umzutaufen. Ferner sollte ein zen-
traler Verkehrsweg in Mainz künftig 
»Helmut-Kohl-Allee« heißen. Und 
wenn man schon mal dabei ist: Die 
Regionalchefs von JU und Jungen 
Liberalen (JuLis) forderten am Mon-
tag, sämtliche Straßenschilder im 
Rhein-Main-Gebiet, auf denen heute 
noch Karl Marx steht, sollten künftig 
den Namen des »Kanzlers der Ein-
heit« tragen. Weil seine Regierung 
nämlich für die »17 Millionen Gefan-
genen der DDR-Diktatur die Tür zu 
einem demokratischen und freiheit-
lichen Deutschland« geöffnet hat. 
Und weil Marx ein »Vordenker« der 
»menschen- und freiheitsfeindlichen 
Ideologie des praktischen Kommu-
nismus« war. 

Zu Kohls Ehrenrettung: Er soll 
keinen Kult um seine Person ge-
wünscht haben. Mehr hielt er es mit 
den leiblichen Genüssen. Passend da-
zu vermeldete am Mittwoch Der Po-
stillon: »Gemüseart soll nach Helmut 
Kohl benannt werden.« Wenigstens 
die gedeiht nicht unterirdisch.

  Ralf Wurzbacher

Die Hoffnung von Susann 
Rüthrich, am Ende sagen 
zu können, dass sich so et-

was in Deutschland auf keinen Fall 
wiederholen werde, hat sich nicht 
erfüllt. Das räumte die SPD-Frau 
als stellvertretende Vorsitzende 
des zweiten NSU-Untersuchungs-
ausschusses im Bundestag bei der 
Vorstellung des Abschlussberichts 
am Donnerstag ein. Ihre Fraktion 
spricht in diesem Zusammenhang 
vor allem von der Gewaltbereit-
schaft der rechten Szene, von der 
Geschwindigkeit, mit der sich etwa 
die »Gruppe Freital« radikalisiert 
hat. Den Netzwerkcharakter des 
»Nationalsozialistischen Unter-
grunds« (NSU) und den immer 
noch großen Aufklärungsbedarf ha-
ben Abgeordnete aller Fraktionen 
erkannt. Wenn von den Neonazis 
Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt 
und Beate Zschäpe die Rede ist, 
sprechen viele inzwischen nicht 
mehr vom »NSU-Trio«, sondern 
vom »NSU-Kerntrio« – wie diese 
Zeitung seit fünf Jahren.

Geht es aber um die Rolle der Ge-
heimdienste, regiert die Angst: Uli 
Grötsch, SPD-Obmann im Bundes-
tagsausschuss, verwies am Donners-
tag auf die momentane Sicherheits-
lage – zu weit gehen ihm schon die 
Umgestaltungspläne der Grünen, 
die den Verfassungsschutz »auflö-
sen und neu gründen« sowie dessen 
Aufgaben begrenzen wollen. Ob sie 
auf V-Leute ganz verzichten wollen, 
wie es Die Linke fordert, wissen sie 
nach Angaben ihrer Innenexpertin 
Irene Mihalic noch nicht.

Fest steht: Der islamistische Ter-
ror hat den Verfassungsschutz in ei-
ne komfortable Situation gebracht. 

Der Inlandsgeheimdienst gilt selbst 
für Politiker als unverzichtbar, die in 
NSU-Ausschüssen in den Abgrund 
geblickt haben – ausgeleuchtet wur-
de dieser nicht. Was der hessische 
V-Mann-Führer Andreas Temme 
am Tatort des Kasseler NSU-
Mordes an Halit Yozgat zu suchen 
hatte? Der Ausschuss habe »weder 
einen rauchenden Colt gefunden« 
noch alle offenen Fragen klären 
können, so Rüthrich. Die Frage sei 
eben, ob man damit leben könne 
oder weitermache und die Arbeit 
der Behörden beeinträchtige. Dabei 
sagte selbst Grötsch, er habe eine 
»eingestufte Sitzung«, deren Inhalt 
er geheimhalten muss, »nicht tiefen-
entspannt« verlassen. Im Fall Tem-
me sei eben leider nicht beweisbar, 
was alle vermuteten, die sich mit 
dem Tatort Kassel befasst hätten. 
Genauer wurde Grötsch nicht.

Im Zweifel also damit leben, weil 
der Verfassungsschutz gebraucht 
wird, um den »Islamischen Staat« 
am Morden zu hindern? Dazu gibt 
es im Fall des mutmaßlichen Ber-
lin-Attentäters Anis Amri zu viele 
Parallelen zum NSU-Skandal. Ge-
schredderte Akten über Neonazis 
und offenbar gefälschte über Amri, 
der Monate vor dem Anschlag auf 
den Berliner Weihnachtsmarkt 
im Dezember 2017 als »Gefähr-
der« bekannt und Thema von 
Besprechungen im Gemeinsamen 
Terrorismusabwehrzentrum von 
Bund und Ländern war – die Liste 
der Déjà-vus ist lang. Dennoch 
scheint der Verfassungsschutz vom 
Terror zu profitieren, der nun auch 
die Mehrheitsgesellschaft treffen 
kann. Angst ist eben ein schlechter 
Berater.

Claudia Wangerin

Vierte Tarifverhandlungsrunde brachte keine Einigung um den 
Vertrag der studentischen Beschäftigten. Gespräch mit Matthias Neis
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Matthias Neis ist Verdi-Gewerk-
schaftssekretär im Fachbereich Bil-

dung, Wissenschaft und Forschung im 
Bezirk Berlin-Brandenburg
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